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¥ Paderborn (ber). Haben Sie
es erkannt? Am Samstag ha-
ben wir Ihnen ein Detailbild
des Neptun-Brunnens auf dem
Marktplatz gezeigt. Geschaf-
fen hat ihn der berühmte Pa-
derborner Bildhauer Josef Ri-
kus zwischen 1977 und 1979.
Der Neptunbrunnen ist Nach-
folger eines historischen
Brunnens mit Neptun-Figur,
der 1945 durch einen Bom-
bentreffer zerstört worden war.
In dem neuen Bilderrätsel zei-
gen wir immer samstags ein
Detailbild, das irgendwo in der
Stadt von unseren Fotografen
aufgenommen wurde.
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¥ Betrifft: Berichte zur ge-
planten AfD-Kundgebung am
12. Februar in Paderborn.

Die AfD will wieder in Pa-
derborn demonstrieren. Der
Slogan diesmal: „Paderborn
wacht auf . . .“

Wie viel aus der Deutschen
Geschichte im letzten Jahr-
hundert ist den Organisatoren
noch bekannt? Mit dieser Art
„Weckruf“ hat in Deutsch-
land schon einmal ein dunk-
les Kapitel begonnen. Hat man
dieses vergessen, nicht ge-
wusst oder hat man bewusst
diesen Ton gewählt? Man lädt
Paderborner Bürger dieser
Stadt die jüdischen Glaubens
sind, dazu ein. Weiß man nicht
oder will man nicht wissen,
wem dieser Ruf im letzten
Jahrhundert galt?

Ich glaube, man weiß es und
manmeintesauchso.Hier sind
rechte Demagogen am Werk
und diese wissen genau, was
sie wollen.

DieVorsitzendederAfDruft
zum Schusswaffengebrauch an
der Grenze auf, auch dieses
hatten wir in Deutschland
schon einmal. Tage später
meint Frau Petry, man hat es
SO nicht gemeint – nur wie
dann?!?

EsmussauchaufFrauenund
Kinder geschossen werden, so
eine weitere Stimme aus dem
Führungszirkel der AfD. Frau
von Storch rudert zurück,
Kinder werden ausgenom-
men. Ab wann gilt für die AfD
jemand noch als Kind, erst
kontrollieren und dann schie-
ßen? Auch hier, Tage später
meint man es doch nicht SO
– nur wie dann?

Diese Leute sind Schreib-

tischtäter in schlimmster Tra-
dition. Hiervon hatte
Deutschland in der Vergan-
genheit viele, wie es geendet hat
kann man wissen und man
sollte es auch wissen. Die AfD
weiß es auch – aber sie haben
es ja nicht SO gemeint. Noch
mal: Wie dann?

Man kann den „Mitläu-
fern“ auf den Veranstaltungen
der AfD tatsächlich nur zu-
rufen „Wacht auf! Passt auf,
was hier passiert! Lasst Euch
nicht von diesen Rattenfän-
gern verführen.“

Mitläufer laufen mit und
wer mitläuft sollte wissen, wo-
hin er läuft. Ist man da ange-
kommen, wo diese Leute Euch
haben wollen, ist eine Um-
kehr sehr schwierig. Und wie
man aus der Geschichte ler-
nen kann, fast unmöglich. Aus
lautem Schreien sind in die-
sem Land schon einmal „Ge-
setze“ entstanden. Und was mit
diesen „Gesetzen“ dann mög-
lich war, sollte man auch wis-
sen.

Ich werde am 12. Februar
ebenfalls demonstrieren, aber
auf der Seite derjenigen, die
nicht wollen dass diese dunk-
len Zeiten wiederkommen. Ich
rufe alle dazu auf es mir und
vielen anderen in Paderborn
gleich zu tun. Zeigt diesen
Verführern, dass sie hier und
jetzt und auch in Zukunft nicht
willkommen sind. Zeigt Ih-
nen, dass wir schon lange wach
sind und sehr genau zuhören,
und wissen, welch Geistes Kind
sie sind. Und auch, dass wir
die Lektion aus der Geschich-
te gelernt haben.

Ulrich Koch
33100 Paderborn

¥ Betrifft: „Gegenwind bremst
Windrad-Skeptiker“ in der
Ausgabe vom 4. Februar

Die Paderborner Ratsver-
treter Hüttemann (FBI),
Knaup (ALFA) und Pöppe
(FDP) haben den Absturz des
Maschinenhauses einer
Windenergieanlage in Neuen-
beken genutzt, einen soforti-
gen Baustopp und Überprü-
fungen für alle Windenergie-
anlagen zu fordern. Das ist Po-
pulismus pur, denn die Risi-
ken der Windenergie sind im
Vergleich zu anderen Lebens-
bereichen äußerst gering.

Das spiegelt sich vor allem
in beständig niedrigen Haft-
pflichtbeiträgen für Wind-
energieanlagen wieder. Das
Haftungsrisiko wird aus der
Schadenshäufigkeit und der
durchschnittlichen Schadens-
höhe ermittelt. Bei der Be-
rechnung der Prämien richten
sich die Versicherungsmathe-
matiker also emotionslos nach
Zahlen und Fakten. Für Kern-
kraftwerke wurde bei einer
Laufzeit von 50 Jahren errech-
net, dass jede erzeugte Kilo-
wattstunde (kWh) mit einem
Haftpflichtbeitrag von ca. 50
Cent belastet werden müsste,
um das Haftungsrisiko des
Versicherers angemessen ab-
zubilden. Mit anderen Wor-
ten:

Von Atomkraftwerken
(AKW) geht eine so große Ge-
fahr aus, dass sie faktisch nicht
versicherbar sind. AKW sind
nur deswegen in Betrieb, weil
der Staat die Haftung über-
nimmt. Es ist also politisch ge-
wollt, dass die AKW-Betreiber
RWE, EON und Co. seit Jahr-

zehnten mit Milliardenbeträ-
gen durch die Steuerzahler
subventioniert werden. Der
Haftpflichtbeitrag für einen
Pkw beläuft sich im Durch-
schnitt auf ca. 250 Euro pro
Jahr, für eine Windenergie-
anlage sind knapp 100 Euro
fällig. Das Schadensrisiko ei-
nes Autos ist nach Berech-
nungen der Versicherungs-
wirtschaft also deutlich höher
als das einer Windkraftanlage.
Aber wieso zetteln die drei Pa-
derborner Ratsherren dann
eine Debatte über ein Einzel-
ereignis an einer Windener-
gieanlage an, anstatt Dutzen-
de von Verkehrsunfälle und die
viel höheren Risiken für Leib
und Leben durch den Auto-
verkehr zu thematisieren? Die
Haftpflichtversicherung für
eine Privatperson beträgt ca. 50
Euro pro Jahr.

Für die drei Antragsteller im
Paderborner Rat wäre also ein
Jahresbeitrag von ca. 150 Eu-
ro fällig – das ist mehr als für
eine Windenergieanlage. Von
den Ratsvertretern Hütte-
mann, Knaup und Pöppe geht
demnach ein höheres Scha-
densrisiko aus als von einer
Windenergieanlage. Müssten
dann unter populistischen
Gesichtspunkten nicht auch
für diese drei Herren weitere
Untersuchungen und ein „Be-
triebsstopp“ beantragt wer-
den, um weiteren Schaden für
die Allgemeinheit abzuwen-
den?

Jürgen Wrona
(Beisitzer im Regional-

verband Paderborn/
Höxter/Lippe des Bundes-

verbandes Windenergie)
33129 Delbrück

Geschwindigkeitskontrollen führt die Polizei heute durch in Pa-
derborn am Herbert-Schwiete-Ring, in Salzkotten an der Salz-
kottener Straße und in Altenbeken-Buke an der B 64.

(v. l.) HajiMustafa, Vorsitzender der islamischen Begegnungsstätte Arrahma, LandratManfredMüller, BürgermeisterMichael Drei-
er, Referent Muhammad Sameer Murtaza, Schura-Vorsitzender Soleiman Badr, Arrahma-Vorstand Maala Boukhna und Schura-Sprecher Emin Özel. FOTO: MARCO SCHREIBER

Der Rat der Paderborner Muslime hat sich mit dem Islam als
Religion des Friedens beschäftigt. Schura verurteilt Terror aufs Schärfste

VON MARCO SCHREIBER

¥ Paderborn. So viele Nicht-
muslime kommen selten in die
Paderborner Salierstraße. Et-
wa hundert sind es am Frei-
tagabend, die sich in der Ar-
rahma-Moschee treffen, Kir-
chenleute und Kommunalpo-
litiker, Lehrer, Polizisten und
Vertreter von Hilfsorganisati-
onen. Die Schura hat sie zum
Neujahrsempfang eingeladen,
der Verein der Paderborner
Muslime.

Vor dem Hintergrund ei-
ner beispiellosen Flüchtlings-
welle aus dem Nahen Osten
und dem islamistischen Ter-
ror des IS hat die Schura die-
sen Abend dem Frieden ge-
widmet. Mit Muhammad Sa-
meer Murtaza hat sie einen
Redner gewonnen, der seine
Religion als Aufruf zum Ge-
waltverzicht versteht. „Das
Wort Frieden und das Wort Is-
lam auf einen Nenner brin-
gen“, nichts weniger wünscht
sich der 34-jährige Islamfor-
scher aus Bad Kreuznach.

In seinem Vortrag über die
Friedenslehre des Islam räumt
Murtaza mit einigen Missver-
ständnissen auf, die auch in der
muslimischen Welt verbreitet
sind. Er sieht die Religion als
Teil einer monotheistischen
Weltbewegung, deren Pro-
pheten immer in der Min-
derheit waren, gewaltsam be-
kämpft wurden und „nie zur
Gewalt griffen“. Im Gegenteil,
sie verlangten Gewaltlosigkeit
„bis hin zum Verzicht auf das
Recht auf Selbstverteidigung“.

Dass es im Koran dennoch
„Taliban-Texte“ gebe, die sich
aus dem Zusammenhang ge-
rissen als Aufruf zu Gewalt le-

sen lassen, sei in der Geschich-
te des Islam begründet. Diese
Geschichte müsse verstehen,
wer den Islam verstehen wol-
le, so Murtaza. Im Übrigen
finde man solche Taliban-
Texte in allen religiösen und
auch in politischen Schriften.

Im Zusammenhang mit
dem IS werde jedoch zu viel
über Religion gesprochen.
„Wir tun den Terroristen zu
viel der Ehre, wenn wir glau-
ben, dass sie an der Religion

orientiert sind.“ Der Islam sei
nicht gewaltsam verbreitet
worden. Erst nach einem Frie-
densvertrag, den Mohammed
verhandelt hatte, habe er sich
auf der arabischen Halbinsel
verbreitet. Murtaza: „Der Pro-
phet war kein Militärführer, er
lebte in einer gewaltgeprägten
Zeit und wollte Frieden stif-
ten.“

Die Schura hat nach den
Worten ihres Sprechers Emin
Özel „eindeutig Position be-

zogen“ und den Terror aufs
Schärfste verurteilt. „Trotz-
dem können wir nicht ver-
hindern, dass Menschen Ge-
walt, Terror und Radikalisie-
rung mit dem Islam verbin-
den“.

Für ihn ist die Barmher-
zigkeit der zentrale Begriff des
Islam, 700 Mal werde er im
Koran genannt. Ihm ist wich-
tig, auch in Extremfällen eine
Sprache der Barmherzigkeit
miteinander zu sprechen.

Landrat Manfred Müller
und Bürgermeister Michael
Dreier lobten die Integrati-
onsbereitschaft in Paderborn
und die Zusammenarbeit mit
der muslimischen Gemeinde.
Man habe eine besondere Kul-
tur entwickelt, auf der man
aufbauenkönne, soMüller.Die
Schura selbst kümmert sich
inzwischen mit einem eigenen
Integrationsbeauftragten um
die Flüchtlinge. „Die Stadt hilft
uns zu helfen“, sagte Özel.

INTERVIEW „Der IS ist nicht aus dem Nichts entstanden“
¥ Für Frieden und Gewalt-
verzicht tritt der Islamwis-
senschaftler Muhammed
Sameer Murtaza ein. Er
sieht die Religion mit 1,5
Milliarden Anhängern
weltweit im größten Um-
bruch ihrer Geschichte.
Murtaza, 1981 in Bad
Kreuznach geboren, stu-
dierte in Mainz islamische
Philologie und Islamwis-
senschaften. Für die Stiftung
Weltethos ist er als Referent
für die abrahamischen Reli-
gionen aktiv. Schwerpunkte
seiner Forschung sind Ge-
waltlosigkeit und Friedens-
lehre des Islam.

Warum lässt sich in der heu-
tigen Zeit gerade der Islam
scheinbar besonders gut für
extremistische Zwecke miss-
brauchen?
SAMEER MURTAZA: Weil
wir viele Umbrüche in der
Welt haben. Wenn wir den
IS nehmen und Irak und
Syrien betrachten, hat alles
mit dem 1. Weltkrieg und

dem Sykes-Picot-Abkom-
men begonnen, als wir Eu-
ropäer den Nahen Osten
unter uns aufgeteilt haben.
Mit diesem Konstrukt sollte
dem Nahen Osten nach dem
Untergang des Osmanischen
Reiches eine neue Ordnung
gegeben werden. Die Inte-
ressen der Menschen waren
dabei unwichtig, wirt-
schaftliche Interessen stan-
den im Vordergrund. Diese
Ordnung bricht jetzt zu-
sammen. Weil es im musli-
mischen Raum keine poli-
tischen Ideologien gab, be-
zieht man sich auf den Islam
und benutzt ein verqueres
Religionsverständnis als
Mittel.

Was sagen Sie zu der häufig
wiederholten Forderung,
Muslime mögen sich noch
deutlicher von Terror und
Extremismus distanzieren?
MURTAZA: Wie viel weiter
kann man sich noch dis-
tanzieren als zu sagen, ich
bin dagegen? Selbst wenn

alle 1,5 Milliarden Muslime
und alle islamischen Ge-
lehrten auf der Welt heute
sagen würden, was der IS
tut, widerspricht unserer
Religion, würde das die
Extremisten wenig küm-
mern. Für diese Leute ist es
egal, was die überwältigende
Mehrheit der Gläubigen sagt
oder denkt oder tut.

Was muss also für eine Be-
friedung des Islam getan wer-
den?
MURTAZA: Es geht nicht
um eine Befriedung des Is-
lam.

Worum geht es dann?
MURTAZA: Wir müssen
überlegen, wie die Men-
schen im Nahen Osten zu
ihrem Selbstbestimmungs-
recht kommen. Das wurde
ihnen lange unterschlagen.
Deshalb haben sich extre-
mistischen Gedanken ent-
wickelt, wie mit Gewalt eine
andere Ordnung herbeige-

führt werden könnte. Wir
können und sollten nicht
Weltpolizei spielen und den
Nahen Osten noch einmal
neu regeln. Das müssen die
Regionalmächte selbst tun,
der Iran, Saudi-Arabien und
die Türkei. Wir müssten
Waffenexporte einstellen,
die Konten der Unterstützer
einfrieren und die Finanz-
ströme austrocknen.
Außerdem müssen wir
Saudi-Arabien als einen der
Hauptunterstützer des IS
politisch und diplomatisch
in seine Grenzen verweisen.
Der IS ist nicht aus dem
Nichts entstanden. Seine
Ideologie wurde aus Saudi-
Arabien exportiert. An die-
sem saudisch verbrämten
Islamverständnis müsste
man ansetzen, sonst wird
nach einem Sieg über IS
bald die Nachfolgeorgani-
sation da sein.

Mit Muhammed Sameer
sprach Marco Schreiber

Das Vorhaben sei qualitativ nicht mehr
zeitgemäß. Die CDU hatte die abgespeckten Pläne begrüßt

¥ Paderborn. Die SPD-Frak-
tion begrüßt grundsätzlich den
Plan der Lindhorst-Gruppe,
neuen Wohnraum im Wohn-
carrée Driburger Straße zu
schaffen. Dem Bau eines neu-
en Pflegeheimes kann sie aber
„auf keinen Fall zustimmen“,
heißt es in einer Presseerklä-
rung. Neben bezahlbarem und
barrierefreiem Wohnraum
würden quartiersbezogene
Wohnkonzepte auch für pfle-
gebedürftige ältere Menschen
gebraucht.

Laut amtlicher Statistik rei-

che der Bedarf an Heimplät-
zen zurzeit aus und sei auch
längerfristig gedeckt. „Mit dem
Ausbau betreuter Wohngrup-
pen wird der Bedarf weiter sin-
ken“, so die SPD-Gesund-
heitsexpertin Beate Röttger-
Liepmann. Die Berechnungen
der Lindhorst-Gruppe seien
für sie nicht nachvollziehbar.

Darüber hinaus sei der Bau
einer stationären Pflegeein-
richtung aufgrund der aktu-
ellen Qualitätsstandards nicht
mehr zeitgemäß. Das Alten-
und Pflegegesetz gäbe in NRW

vor, dass Angebote orts- und
stadtteilbezogen weiter zu ent-
wickeln seien. Wohn- und
Pflegeangebote hätten Vor-
rang. Für die SPD-Fraktion
wäre es „geradezu grotesk“,
wenn in Paderborn eine wei-
tere stationäre Pflegeeinrich-
tung alten Stils geplant werde.

Das Thema steht am Don-
nerstag, 11. Februar, auf der
Tagesordnung des Bau- und
Planungsausschusses. Die
CDU hatte die abgespeckten
Pläne der Investoren (die NW
berichtete) begrüßt.
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